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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 
und anderer Gesetze 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung) 


A. Problem 

Infolge von Stillegungs- und Rationalisierungsmaßnahmen im 
Bergbau werden vor allem ältere Arbeitnehmer im Stein- 
kohlenbergbau und Braunkohlentiefbau in den nächsten Jahren 
ihren Arbeitsplatz verlieren. 


B. Lösung 

Verhinderung von rentenrechtlichen Nachteilen der hiervon 
betroffenen über 50 Jahre alten Bergleute in der Knappschafts- 
versicherung. 

Daneben Änderung von Finanzierungs-, Vermögensanlage- und 
Rentenberechnungsvorschriften. 

Einstimmiger Ausschußbeschluß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die Mehraufwendung des Bundes für die soziale Absicherung 
der betroffenen Arbeitnehmer einschließlich der Änderung von 
Rentenberechnungsvorschriften werden in den Jahren 1972 bis 
1975 insgesamt 108 Millionen DM betragen. 

Durch die sonstigen Änderungen wird der Bundeshaushalt in 
den Jahren 1972 bis 1975 — abgesehen von den Beträgen für 
den Wanderungsausgleich für die Jahre 1972 und 1973 — um 
insgesamt 89 Millionen DM entlastet. 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlaq Dr. Hans Heqer, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 




Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache YI/2924 


Sachgebiet 82 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes und 

anderer Gesetze 

— Drucksache Vl/2900 — 


A. Bericht des Abgeordneten Urbaniak 


Der Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Reichsknappschaftsgesetzes und anderer Gesetze 
wurde in der 156. Sitzung des Bundestages am 
8. Dezember 1971 dem Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung federführend und dem Haushaltsaus- 
schuß mitberatend und gemäß § 96 der Geschäfts- 
ordnung überwiesen. Beide Ausschüsse haben die 
Vorlage am 8. Dezember 1971 beraten. Der Haus- 
haltsausschuß wird einen gesonderten Bericht ge- 
mäß § 96 der Geschäftsordnung vorlegen. 

Allgemeiner Teil 

In den nächsten Jahren werden insbesondere 
ältere knappschaftlich versicherte Arbeitnehmer des 
Steinkohlenbergbaus und des Braunkohlentiefbaus 
infolge von Zechenstillegungen und Rationalisie- 
rungsmaßnahmen ihren Arbeitsplatz verlieren. Die 
Stillegung vor allem unrentabler Zechen wird ins- 
besondere im Rahmen des bereits beschlossenen 
Anpassungsprogramms für die Ruhrkohle AG er- 
folgen. 

Der Gesetzentwurf enthält vor allem Änderungen 
des Reichsknappschaftsgesetzes, durch welche die 
entlassenen Arbeitnehmer des Bergbaus vor ver- 
sicherungsrechtlichen Nachteilen wegen ihres vor- 
zeitigen Ausscheidens aus einem knappschaftlichen 
Beschäftigungsverhältnis bewahrt bleiben sollen. 

Der Gesetzentwurf sieht nicht die vorzeitige Ren- 
tengewährung aus der knappschaftlichen Renten- 


versicherung vor. Die von der Entlassung betroffe- 
nen Arbeitnehmer werden jedoch so gestellt, daß 
sie die nach geltendem Recht bestehenden Voraus- 
setzungen für die verschiedenen Rentenleistungen 
trotz der Entlassung aus dem Bergbau noch erfüllen 
können. Bis zu diesem Zeitpunkt können die ent- 
lassenen Arbeitnehmer auf Grund von Richtlinien, 
die von dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen in Kürze erlassen werden, Anpas- 
sungsgeld erhalten. Voraussetzung hierfür ist, daß 
sie in längstens fünf Jahren Anspruch auf eine 
knapp schaftli che Rentenleistung und im Zeitpunkt 
der Entlassung das 50. Lebensjahr vollendet haben. 
Der Gesetzentwurf macht die sozialflankierenden 
Maßnahmen für entlassene Arbeitnehmer des Stein- 
kohlenbergbaus von dem Bezug des Anpassungs- 
geldes abhängig. 

Die versicherungsrechtlichen Nachteile für die 
entlassenen Arbeitnehmer sollen dadurch vermieden 
werden, daß Bezugszeiten von Anpassungsgeld auf 
die Wartezeiten für knappschaftliche Sonderleistun- 
gen angerechnet und bei der Zahl der anrechnungs- 
fähigen Versicherungsjahre mitgezählt werden. 

Grundsätzlich unabhängig von diesen sozialflan- 
kierenden Maßnahmen im Bereich der knappschaft- 
iichen Rentenversicherung für entlassene Arbeit- 
nehmer des Bergbaus sind in dem Gesetzentwurf die 
folgenden vier Punkte geregelt: 

1. Die rentensteigernde Wirkung der Bergmanns- 
prämie, 
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2. die Weiterführung des Wanderungsausgleichs 
zwischen den Rentenversicherungen der Arbei- 
ter und der Angestellten und der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung für die Jahre 1972 
und 1973, 

3. die Festlegung der Rücklage der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung und 

4. die Bereitstellung von Mitteln aus der Rücklage 
der knappschaftlichen Rentenversicherung für 
den Bergarbeiterwohnungsbau aus Rückflüssen 

I des Anlagevermögens im Bergarbeiterwohnungs- 
bau. 

Darüber hinaus enthält der Gesetzentwurf Ände- 
rungen des Kohlegesetzes und des Einkommen- 
steuergesetzes, die im Zusammenhang mit der Ent- 
lassung von Arbeitnehmern des Steinkohlebergbaus 
sowie der Gewährung von Anpassungsgeld stehen. 

Durch die sozialflankierenden Maßnahmen für 
entlassene Arbeitnehmer des Bergbaus sowie die 
Rentenwirksamkeit der Bergmannsprämie entstehen 
dem Bund in den Jahren 1972 bis 1975 Mehraufwen- 
dungen in Höhe von 108 Millionen DM. Sie bestehen 
grundsätzlich in dem Beitragsausfall durch die vor- 
zeitige Entlassung aus dem Bergbau. 

Die Rentenwirksamkeit der Bergmannsprämie 
verursacht im Jahre 1972 Aufwendungen in Höhe 
von 50 000 DM, die im Jahre 1975 rd. 1 Million DM 
betragen werden. Diese Beträge sind bereits in der 
mittelfristigen Finanzplanung des Bundes berück- 
sichtigt. Diesen Mehraufwendungen stehen durch 
die Einfrierung der Rücklage der Bundesknappschaft 
in den Jahren 1972 bis 1975 Einsparungen in Höhe 
von 89 Millionen DM gegenüber, die im Finanzplan 
des Bundes noch nicht eingegangen sind. Darüber 
hinaus wird der Bundeshaushalt durch die Weiter- 
führung des Wanderungsausgleichs für die Jahre 
1972 und 1973 in Höhe von 216 Millionen DM ent- 
lastet, welche die Rentenversicherungen der Arbei- 
ter und der Angestellten an die knappschaftliche 
Rentenversicherung zu entrichten haben. Diese Be- 
träge sind in allen mittelfristigen und langfristigen 
Vorausberechnungen für die gesetzlichen Renten- 
versicherungen bereits berücksichtigt. 

Besonderer Teil 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
den Gesetzentwurf einstimmig in der Fassung des 


Regierungsentwurfs angenommen und lediglich zwei 
redaktionelle Änderungen in der Einleitung von 
Artikel 1 und Artikel 6 vorgenommen. 

Während der Beratungen zu Artikel 1 Nr. 4 (§ 56 
RKG) wurde die Frage erörtert, in welchem Ver- 
sicherungszweig eine Zurechnungszeit anzurechnen 
ist, wenn ein Bezieher von Anpassungsgeld, der eine 
in den Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten versicherungspflichtige Tätigkeit aus- 
übt, berufs- oder erwerbsunfähig wird. Der Regie- 
rungsvertreter erklärte hierzu, daß der Entwurf da- 
von ausgehe, daß eine Zurechnungszeit in diesen 
Fällen in der knappschaftlichen Rentenversicherung 
anzurechnen sei. Zwar sei das nicht in § 101 Abs. 5 
RKG bzw. den Parallelvorschriften in RVO und AVG 
ausdrücklich gesagt, doch müsse man zu diesem Er- 
gebnis auf Grund der Regelungen in § 1255 Abs. 7 
Satz 2 RVO bzw. § 32 Abs. 7 Satz 2 AVG und auch 
der in § 56 Abs. 1 RKG bzw. den Parallelbestimmun- 
gen in RVO und AVG geregelten Priorität des An- 
passungsgeldes kommen. 

Die Frage, wie der in § 131 Abs. 3 RKG (Artikel 5 
Nr. 4) genannte Begriff „Förderung des Bergarbei- 
terwohnungsbaus" zu verstehen sei, ob insbeson- 
dere hierunter auch eine Förderung nach dem Woh- 
nungswirtschaftsvertrag falle, wurde von dem Ver- 
treter der Bundesregierung dahin gehend beantwor- 
tet, daß dieser Begriff seinem Wortlaut entsprechend 
eng auszulegen sei. 

Zur weiteren Entwicklung des Wanderungsaus- 
gleichs zwischen den Rentenversicherungen der 
Arbeiter und der Angestellten und der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung (Artikel 4 Nr. 2) wurde 
dargelegt, daß sie für die Jahre nach 1973 eine stark 
sinkende Tendenz aufweise, weil die in die Renten- 
versicherungen der Arbeiter und der Angestellten 
abgewanderten Bergleute in zunehmendem Maße in 
diesen Versicherungszweigen Rentenanwartschaften 
erwerben, die den Beitragsgewinn in einigen Jahren 
ausgleichen werden. 

Die Ermächtigung des Bundesministers für Wirt- 
schaft und Finanzen in § 31 Satz 1 Nr. 1 des Kohle- 
gesetzes (Artikel 5 Nr. 4), im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
unter anderem die Begriffe der Teilstillegung und 
der Entlassung näher abzugrenzen, wurde nach Er- 
örterung dahin gehend verstanden, daß die Abgren- 
zung nur für die Zukunft erfolgen könne. 


Bonn, den 8. Dezember 1971 


Urbaniak 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, (Bundesgesetzbl. I S. 65) wird wie folgt geändert 

und ergänzt:", 

den Gesetzentwurf — Drucksache Vl/2900 — mit der 

Maßgabe, daß 2. in Artikel 6 — Änderung des Einkommensteuer- 

gesetzes — die Einleitung folgende Fassung er- 
1. in Artikel 1 — Änderung des Reichsknappschafts- hält: 

gesetzes — die Einleitung folgende Fassung er- 

»Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Dezember 1971 (Bundes- 

„Das Reichsknappschaftsgesetz, zuletzt geändert gesetzbl. IS. 1881) wird wie folgt geändert:", 

durch das Gesetz zur Änderung sozial- und be- 
amtenrechtlicher Vorschriften über Leistungen im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
für verheiratete Kinder vom 25. Januar 1971 nehmen. 


Bonn, den 8. Dezember 1971 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Urbaniak 

Vorsitzender Berichterstatter 
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